


Anlage 12

Name und Anschrift 
der Behörde oder Person nach § 15 des
Hessischen Vermessungs- und Geoinformationsgesetzes
[bookmark: OLE_LINK1][bookmark: OLE_LINK4](Briefkopf der Vermessungsstelle)
Unterrichtung über eine Gebäudeeinmessung von Amts wegen
(Gebäudebeschreibung z.B. Garage, Wohnhausanbau, …)
Sehr geehrte(r) ...,

damit der Nachweis der Gebäude im Liegenschaftskataster stets aktuell gehalten werden kann, hat der Gesetzgeber die Gebäudeeigentümerinnen und Gebäudeeigentümer verpflichtet, neu errichtete oder im Grundriss veränderte Gebäude von einer dazu befugten Vermessungsstelle (Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin oder Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur, Amt für Bodenmanagement) einmessen zu lassen.

Das / Die in Ihrem Eigentum befindliche(n) Gebäude (ggf. mit näherer Beschreibung oder Markierung in einer Kartenausgabe) auf dem Grundstück

Gemeinde ………………………	Lagebezeichnung ……………………………………………………

[bookmark: _GoBack]Gemarkung ……………………..	Flur …………..      Flurstück(e) ………………………………….....

ist / sind bislang nicht im Liegenschaftskataster nachgewiesen / wurde(n) im Grundriss verändert und ist / sind in seiner / ihrer neuen Ausdehnung bislang nicht im Liegenschaftskataster nachgewiesen.

Die Vermessungsstellen sind gehalten, eine Gebäudeeinmessung unmittelbar auch ohne Auftrag der Gebäudeeigentümerinnen und Gebäudeeigentümer (von Amts wegen) auf deren Kosten vorzunehmen, wenn sie auf dem betreffenden Grundstück bereits eine andere Vermessung auf Antrag auszuführen haben oder das betroffene Gebäude in einer von ihnen zu fertigenden Bauvorlage dazustellen ist. Da diese Voraussetzungen im vorliegenden Fall gegeben sind, haben wir am tt.mm.20jj die örtlichen Arbeiten zur Gebäudeeinmessung vorgenommen / beabsichtigen wir,

	am   …………………….…………   ab   ………………… Uhr

die örtlichen Arbeiten zur Gebäudeeinmessung auf dem oben beschriebenen Grundstück vorzunehmen. Wir bitten Sie, uns an diesem Tag Zutritt zu dem Grundstück zu gewähren oder mit uns frühzeitig einen anderen Termin zu vereinbaren.

Die Kosten für die Gebäudeeinmessung werden von allen Vermessungsstellen einheitlich nach der Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und Wohnen erhoben.

Weitere Informationen und die Rechtsgrundlagen sind in dem beigefügten Merkblatt zusammengestellt. Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen

